
tungen des Vorsitzenden des Wirt
schaftsrates, in Gewerkschaftsver
sammlungen und bei der Anleitung 
der Direktoren der VEB werden re
gelmäßig Rechtsfragen behandelt.
Die Wirksamkeit der Rechtsarbeit 
wird dadurch erhöht, daß immer 
mehr Werktätige in die Gewährlei
stung von Ordnung und Sicherheit 
einbezogen werden. Besonders mit 
den Konfliktkommissionen und den 
Schöffenkollektiven der Betriebe 
wird die Zusammenarbeit verstärkt. 
Aussprachen zur Verwirklichung des 
sozialistischen Rechts werden auch in 
Brigadeversammlungen und Meister
beratungen durchgeführt. Außerdem 
finden regelmäßig Schulungen und 
Lehrgänge statt, in denen besonders 
Kenntnisse auf dem Gebiet des Ar- 
beits- und Wirtschaftsrechts vermit
telt werden.
Immer mehr Betriebe nehmen am 
Wettbewerb um die Anerkennung als 
Betrieb der vorbildlichen Ordnung, 
Disziplin, Sicherheit und Sauberkeit 
teil und erzielen damit Fortschritte 
bei der Vorbeugung und Bekämp
fung von Rechtsverletzungen.
Gute Ergebnisse wurden auch bei der 
Rechtspropaganda unter den Jugend
lichen erreicht. Diese politisch-ideolo
gische Arbeit haben die Justitiare 
der bezirksgeleiteten Industriebe
triebe unterstützt. Bei Verletzung der 
Arbeitsdisziplin oder Nichtbesuch der 
Berufsschule führen die staatlichen 
Leiter gemeinsam mit Vertretern der 
BGL und der FDJ-Grundorganisation 
bzw. der Betriebsparteiorganisation 
Aussprachen durch, an denen häufig 
auch die Eltern teilnehmen.
Auch die Arbeit mit Haftentlassenen 
und kriminell Gefährdeten haben die 
Betriebe der bezirksgeleiteten Indu
strie verbessert. Sie haben dafür ge
sorgt, daß es keine Konzentration 
dieser Personen in den einzelnen Ar
beitskollektiven gibt. In Zusammen
arbeit mit den Fachorganen der ört
lichen Räte wurden individuelle Er- 
ziehungs- und Kontrollmaßnahmen 
festgelegt, deren Ergebnisse in regel
mäßigen Aussprachen der Direktoren 
und der Kaderleiter mit den Haft
entlassenen und kriminell Gefährde
ten ausgewertet werden. An diesen 
Aussprächen nehmen auch Vertreter 
des Arbeitskollektivs, vor allem die 
Betreuer, teil.
Die Arbeit mit dem sozialistischen 
Recht im Führungsbereich des Wirt
schaftsrates des Bezirks vollzieht sich 
jedoch in den einzelnen Betrieben un
terschiedlich. Neben positiven Ergeb
nissen zeigen sich auch Erscheinun
gen der Unterschätzung des Rechts. 
Verschiedenen Leitern ist der Zu
sammenhang zwischen der Erfüllung 
des Volkswirtschaftsplans, der Stei
gerung der Arbeitsproduktivität und 
der strikten Gewährleistung von Ord
nung, Disziplin und Sicherheit nicht 
immer bewußt. Daraus ergeben sich 
Mängel in der Rechtsanwendung und 
ökonomische Schäden.
Der Wirtschaftsrat des Bezirks Leip
zig hat gemeinsam mit dem Bezirks
komitee der Arbeiter-und-Bauern- 
Inspektion sowie mit der Inspektion

Leipzig der Staatlichen Finanzrevi
sion überprüft, wie die Rechtsvor
schriften auf dem Gebiet der Mate
rial- und Finanzwirtschaft in den be
zirksgeleiteten Kombinaten und Be
trieben eingehalten werden. Dabei 
wurde u. a. festgestellt,
— daß die Materialrechnung nicht 

immer den Anforderungen an die 
Erfassung und den Nachweis in 
Rechnungsführung und Statistik 
entspricht,

— daß Nachlässigkeiten bei der Füh
rung der Lagerbestandskarteien 
geduldet werden,

— daß in einer Reihe von Betrieben 
keine Lagerordnungen existieren,

— daß die Leistungen der Betriebe 
oftmals ungenügend erfaßt und 
abgerechnet werden,

— daß der Warenabsatz unter Be
rücksichtigung der Bestände nicht 
ordnungsgemäß ermittelt wird, 
weshalb Inventurdifferenzen nicht 
ausgewiesen werden können.

Die Untersuchungen führten zu einer 
Reihe von Hinweisen, die dem Schutz 
und der Mehrung des sozialistischen 
Eigentums dienen. So wurde u. a. ge
fordert, die Inventarisierungspflicht 
auch für geringwertige und schnell 
verschleißende Arbeitsmittel konse
quenter durchzusetzen. Ferner wurde 
verlangt, Lohnrechnung und -auszah- 
lung voneinander zu trennen, nach 
Kassenordnungen zu arbeiten und 
die Kostenrechnung ordnungsgemäß 
durchzuführen. Nur so kann einer 
mangelhaften Rechnungslegung (z. B. 
für noch nicht erbrachte Leistungen) 
oder Manipulationen bzw. Falschmel
dungen über materielle oder finan
zielle Leistungen wirksam varge
beugt werden.
Um die Transportmittel effektiv zu 
nutzen, wurden alle Betriebe beauf
tragt, Fuhrpark- und Selbstfahrer
ordnungen auszuarbeiten, die Fahr
tenbücher genau zu führen und den

Den Staats- und Wirtschaftsfunktio
nären sowie den Lehrern und Erzie
hern ist durch § 6 des Jugendgesetzes 
die Pflicht übertragen worden, den 
Jugendlichen Kenntnisse über das so
zialistische Recht zu vermitteln und 
ihnen zu helfen, ihre staatsbürger
lichen Rechte und Pflichten verant
wortungsbewußt wahrzunehmen. Zur 
Erfüllung dieser wichtigen Aufgabe 
wurde im Kreis Mühlhausen noch 
während der Diskussion über den 
Entwurf des Jugendgesetzes zwischen 
der Abteilung Volksbildung und den 
Justizorganen eine Vereinbarung zur 
Vermittlung von Rechtskenntnissen 
an den polytechnischen Oberschulen 
der Stadt Mühlhausen abgeschlossen. 
Es wurde festgelegt, daß die Mit
arbeiter der Justizorgane in den
8. Klassen außerunterrichtliche Ver
anstaltungen zu folgenden Themen 
durchführen:
I. Unser sozialistischer Staat und sein 
Recht — Grundrechte und Grund
pflichten der Bürger.

Verbrauch von Benzin zu kontrollie
ren.
Die Überprüfung ergab, daß bei ver
schiedenen Leitern noch Unkennt
nisse auf dem Gebiet des sozialisti
schen Arbeitsrechts bestehen. Insbe
sondere wurden Unklarheiten über 
die Rechtsvorschriften bei Kündigun
gen, fristlosen Entlassungen und Ab
berufungen sowie hinsichtlich der 
Verantwortung der Kombinate und 
Betriebe bei der Pfändung von Ar
beitseinkommen und bei der Anwen
dung der arbeitsrechtlichen materiel
len Verantwortlichkeit gegenüber den 
Schadensverursachern festgestellt. Es 
wird oftmals unterlassen, Schaden
ersatzansprüche geltend zu machen, 
so daß sich die Schäden zu Lasten 
des sozialistischen Eigentums auswir
ken.
Die Ergebnisse der Untersuchungen 
veranlaßten den Vorsitzenden des 
Wirtschaftsrates des Bezirks, in eini
gen Fällen gegenüber leitenden Mit
arbeitern von Betrieben der bezirks
geleiteten Industrie Maßnahmen der 
disziplinarischen bzw. der materiel
len Verantwortlichkeit zu ergreifen.
Die z. T. noch vorhandenen Unzu
länglichkeiten beweisen, daß es dar
auf ankommt, überall eine Atmo
sphäre der Unduldsamkeit zu ent
wickeln, die Verantwortung für das 
gesellschaftliche Ganze zu erhöhen 
und für die strikte Durchsetzung von 
Ordnung und Sicherheit zu sorgen. 
Regelmäßige Kontrollen sowie Re
chenschaftslegungen vor den Werk
tätigen und vor dem Wirtschaftsrat 
des Bezirks werden dazu beitragen, 
diesen Prozeß zu fördern. Entspre
chende Festlegungen hat der Vorsit
zende des Wirtschaftsrates des Be
zirks in einer Organisationsanwei
sung getroffen.

Dr. HERMANN PETZOLD, Justitiar des 
Wirtschaftsrates des Bezirks Leipzig 
JÜRGEN ROHLAND, Staatsanwalt 
heim Staatsanwalt des Bezirks Leipzig

Aufbauend auf den Kenntnissen aus 
dem Staatsbürgerkundeunterricht 
(Stoffeinheit 3: Bürger und Gemein
schaften in der sozialistischen Gesell
schaft, Grundrechte und Grundpflich
ten der Bürger und ihre bewußte 
Wahrnehmung), ist es das Ziel dieser 
Veranstaltung, bei den Schülern die 
Herausbildung einer festen Grund
einstellung zum sozialistischen Recht 
zu fördern. Erläutert werden vor 
allem der Klassencharakter des 
Rechts, das Verhältnis von Staat und 
Recht, von Recht und Politik sowie 
von Recht und Moral. In diesem Zu
sammenhang werden die Schüler 
auch mit Grundfragen der Rechtsset
zung und Rechtsverwirklichung so
wie mit den wichtigsten Aufgaben 
der Sicherheits- und Justizorgane 
vertraut gemacht.
2. Der Schutz des Staates und seiner 
Bürger vor Straftaten und anderen 
Rechtsverletzungen.
Anliegen dieser den Staatsbürger
kundeunterricht (Stoffeinheit 4: So-

Justizorgane unterstützen die Rechtserziehung von Schülern
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